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Ein Fussgängertunnel für 100 Millionen Franken
Vom Bahnhof Stadelhofen soll eine neue Unterführung mit Rolltreppe Richtung Kunsthaus führen

MICHAEL VON LEDEBUR

Wer Verkehrswege im Untergrund
baut, muss viel Geld in die Hand neh-
men. Der Rosengartentunnel, das letzte
grosse Verkehrsinfrastrukturprojekt auf
Stadtzürcher Boden, hätte 1,1 Milliar-
den Franken verschlungen – die Stimm-
berechtigten lehnten das Vorhaben aber
im Frühling 2020 ab. Nicht minder opu-
lent plant das Zürcher Tiefbauamt am
Stadelhofen. Dort soll ein Fussgänger-
tunnel den Bahnhof mit dem Heimplatz
verbinden – für stolze 100 Millionen
Franken. Das macht bei einer geschätz-
ten Länge von 400 Metern eine Viertel-
million Franken pro Meter.

Der Fussgängertunnel – oder in
der Sprache der Stadtverwaltung: die
«unterirdische Verbindung für Zufuss-
gehende» – ist aus Sicht des Tiefbauamts
unter Stadträtin Simone Brander (SP)
zwingend, wie sich einem neuen Stadt-
ratsbeschluss entnehmen lässt. Nur so
liessen sich die Fussgängerströme ab
dem Bahnhof Stadelhofen in sinnvolle
Bahnen lenken. Diese würden mit dem
Ausbau des Bahnhofs Stadelhofen an-
schwellen. Die Idee stammt ursprüng-
lich von Branders Vorgänger Richard
Wolff (AL).

Tatsächlich planen die SBB den
Bahnhof Stadelhofen bis 2035 neu.
Die wichtigste Veränderung ist das
vierte Gleis. Der Bahnhof Stadelho-
fen hat mit täglich 80 000 Fahrgästen
und 770 Zügen die Grenze seiner
Leistungsfähigkeit erreicht. Die Zahl
der Bahnhofbenutzer liegt sogar noch
etwas höher, nämlich bei 100 000 Per-
sonen. Kapazität und Bahnkundschaft
würden mit diesem Ausbau um 50 Pro-
zent zunehmen, so der Stadtrat.

Mehr Volk am Stadelhofen

Auch auf der anderen Seite des ge-
planten Personentunnels gibt es Ent-
wicklungen, die grössere Personen-
frequenzen erwarten lassen. Dort wird
das Zürcher Hochschulquartier neu ge-
plant. Zu den Spitzenzeiten am Mor-
gen sei mit Mehrverkehr von etwa
13 Prozent zu rechnen.

Die Logik des Stadtrats: Ohne eine
neue Personenunterführung werden
sich am Bellevue noch mehr Leute in
die Trams drängen, das enge Trottoir
an der Rämistrasse bevölkern oder sich
oberhalb des Stadelhofens auf dem en-
gen Weg über die Hohe Promenade
und den Caroline-Farner-Weg in die

Quere kommen. Den Ausbau des Fuss-
wegs über diesen Hügel habe man ge-
prüft, doch ein solcher sei unmöglich,
weil geschützte Gärten «erheblich tan-
giert» würden.

In der geplanten Unterführung
namens Zugang Nord sollen die Pas-
santinnen und Passanten mit Treppen-
aufzügen und Personenförderbändern
zu ihrem Ziel gelangen. Ursprünglich
war es die Idee, den Tunnel im Neu-
baus des Pfauen enden zu lassen. Nun,
da sich die Stadt dort für eine Sanie-
rung und gegen einen Neubau ent-
schieden hat, muss eine neue Lösung
her. Eine Möglichkeit wäre es, den Aus-
gang in den Kiosk am Heimplatz zu
integrieren.

Der Stadtrat schreibt von einem
«komplexen Grossprojekt», womit
wohl die Kosten von «voraussichtlich
etwa hundert Millionen Franken» er-
klärt werden sollen. Die Stadt ver-
fügt aber noch nicht über ein ferti-
ges Projekt. Der gegenwärtige Stadt-
ratsbeschluss war nötig, weil die Kos-
ten für die Projektierung angestiegen
sind. Sie liegen derzeit bei 1,8 Millio-
nen Franken.

Bis zu einem Betrag von 2 Millionen
Franken kann der Stadtrat eigenstän-

dig entscheiden, das Stadtparlament
hat nichts mitzureden. Dies wird sich
aber ändern, wenn das konkrete Bau-
projekt vorliegt.

«Viel Geld für wenig Nutzer»

Bei den Parteien hält sich die Begeiste-
rung über das Vorhaben des Stadtrats
in Grenzen. Stephan Iten (SVP) stört
in erster Linie der «horrende» Preis
des Bauvorhabens. Doch die Skepsis
reicht weit über das bürgerliche La-
ger hinaus.

Markus Knauss, Co-Geschäftsführer
des Verkehrs-Clubs (VCS) Zürich und
grüner Gemeinderat, spricht von «viel
Geld für wenig Nutzer». Denn das Ziel
der meisten Leute sei ja nicht der
Heimplatz, sondern seien das Uni-
spital oder die Hochschulen. Da sei
es für sie ohnehin naheliegender, am
Bellevue aufs Tram umzusteigen – so
wie heute schon.

Zudem sei bekannt, dass die Leute
Wege im Untergrund nicht besonders
schätzten.Auch Sicherheitsfragen wür-
den sich stellen. Knauss sagt: «Wenn
man schon so viel Geld in die Hand
nehmen will, wäre es besser, man
würde die Mauer an der Rämistrasse

verschieben und mehr Platz für Velos
und Fussgänger schaffen.» Dagegen
habe sich die Stadt bisher stets ge-
wehrt – aus Kostengründen.

Auch der SP-Gemeinderat Seve-
rin Meier spricht von «sehr viel
Geld für ein Projekt, das nicht abso-
lut zwingend» erscheine. Als Absol-
vent der Kantonsschule Hohe Pro-
menade kenne er die örtlichen Ver-
hältnisse sehr gut. Es sei zumutbar,
über den Hügel zwischen Heimplatz
und Stadelhofen zu laufen. Das Argu-
ment der Stadt, wonach sich der Fuss-
weg unmöglich verbreitern lasse, über-
zeugt ihn nicht.

Und Tunnelbauten gelte es aus Um-
weltschutzgründen grundsätzlich zu
vermeiden, sagt Severin Meier. Aller-
dings müsse man das fertige Projekt
abwarten, um es abschliessend beurtei-
len zu können.

Die Stadt Zürich ist bei der Rea-
lisierung des Projekts an den Ter-
minplan der SBB gebunden, da der
Fussgängertunnel eng mit dem Aus-
bau des Bahnhofs Stadelhofen abge-
stimmt werden müsste. Voraussichtlich
wird das Stimmvolk 2030 über den Bau
der 100-Millionen-Franken-Unterfüh-
rung entscheiden.

Die Grünliberale,
die keine Berührungsängste mit Links hat
Die Zürcher GLP-Ständerätin Tiana Moser bildet mit den Grünen eine Gruppe im Stöckli – und sorgt damit für Kritik

ZENO GEISSELER

Die neugewählte Zürcher Ständerätin
Tiana Moser hat noch vor ihrem offi-
ziellen Amtsantritt ein Problem lösen
müssen: Sie wird im Stöckli die einzige
Grünliberale weit und breit sein. Um
nicht in der politischen Bedeutungslo-
sigkeit unterzugehen, musste sie sich
einer Gruppe anschliessen.

Am Wochenende ist dieser Entscheid
nun gefallen: Moser bildet zusammen
mit den grünen Parteimitgliedern Maya
Graf (BL), Céline Vara (NE) und Mat-
hias Zopfi (GL) eine Gruppe im Stän-
derat. Dies haben Graf und Moser am
Samstag mitgeteilt.

Die Zusammenarbeit der vier Stän-
deratsmitglieder ermögliche es, den In-
teressen der Kantone und der beiden
Fraktionen bei der Arbeit in den Kom-
missionen Rechnung zu tragen.

Dass Moser die Nähe der Grünen
suchen würde, war nicht selbstverständ-
lich. Denn historisch gesehen kann es
die GLP nicht besonders gut mit der
Partei, welche die gleiche Farbe im Na-
men trägt: Die GLP entstand vor knapp
zwanzig Jahren nach einem längeren
Richtungsstreit als Abspaltung von den
Grünen. Die junge Partei verstand sich
zwar als ökologisch, aber im Gegensatz
zu den Grünen nicht als links.

Nach ihren ersten nationalen Wahlen
2007 bildete die GLP mit der CVP und
der EVP eine gemeinsame Fraktion, sie
definierte sich also als Mittepartei. Ve-
rena Diener, die damals als erste Zür-
cher GLP-Vertreterin in den Ständerat
gewählt wurde, schloss sich im Stöckli
der CVP-Gruppe an.

Inhaltlich keine Auswirkungen

Auch Tiana Moser betonte im Wahl-
kampf ihre marktwirtschaftliche Seite.
Sie sei «umfassend liberal», sagte sie in
einem Streitgespräch in der NZZ: «Ich
habe eine wirtschafts- und gesellschafts-
liberale Ausrichtung, engagiere mich für
offene Märkte, Wettbewerb und den
Wirtschaftsstandort Zürich.»

Nun ist Moser eine Allianz mit einer
Partei eingegangen, die sich ausgespro-
chen wachstums- und wirtschaftsfeind-
lich gibt und unter anderem dem Zür-
cher Standortmarketing sämtliche Mit-
tel streichen wollte.

Ob sie auch mit der Mitte, also der
Nachfolgepartei der CVP, verhandelt
hatte, ist nicht bekannt, es ist aber anzu-
nehmen. Moser sagt, sie habe verschie-
dene Gespräche geführt.

Moser will die Zusammenarbeit mit
den Grünen nicht überbewerten. Dass
sie nun gemeinsam mit drei Grünen eine
Gruppe bilde,sei vor allem für dieVertei-
lung der Kommissionssitze wichtig. «In-
haltlich hat dies keine Auswirkungen»,
sagt sie. «Mein politisches Gremium
ist und bleibt die GLP-Fraktion, die-
ser werde ich auch als Ständerätin wei-
ter angehören.» Für sie stehe im Vorder-
grund,möglichst gute Lösungen im Inte-
resse des Kantons Zürich zu erarbeiten.

Gewisse implizite – und auch expli-
zite – Erwartungen sind aber vorhan-
den. Moser war in Zürich von der ver-
einigten Linken unterstützt worden. SP,
Grüne und sogar die Linksaussenpartei
AL riefen im zweiten und entscheiden-

den Wahlgang dazu auf, Moser auf den
Zettel zu schreiben.

In ihrem Unterstützungskomitee sas-
sen neben vielen Grünliberalen und we-
nigen Mitte- und FDP-Vertretern auch
die SP-Nationalräte Jacqueline Badran,
Min Li Marti und Fabian Molina so-
wie Grüne wie der Regierungsrat Mar-
tin Neukom und der Nationalrat Bas-
tien Girod.

Nicole Barandun ist Co-Präsidentin
der Zürcher Mitte und neugewählte Na-
tionalrätin. Ihre Partei war bei den Na-
tionalratswahlen eine Listenverbindung
mit der GLP eingegangen. Beim Stän-
derat beschloss die Mitte Stimmfreigabe,
für sie war also auch eine Wahl Tiana
Mosers in Ordnung.

Barandun will der Wahl der Gruppe
nicht zu viel Gewicht beimessen. Diese
habe vor allem eine symbolische Bedeu-
tung.«Ob damit auch eine inhaltlicheVer-
pflichtung einhergeht, wird sich weisen.»

Die politische Haltung der langjähri-
gen Nationalrätin sei jedenfalls bekannt,
man wisse, wofür Moser einstehe. «Wir
werden ihr Stimmverhalten nun beob-
achten», sagt Barandun. «Wir werden
sehen, ob sie ihren angestammten Kurs
weiterverfolgt oder ob sie abweicht.»

Was Tiana Moser nicht sagt, was aber
auf der Hand liegt: Beim Entscheid
für die kleine grün-grünliberale Vie-
rergruppe ging es auch um Macht. Die
46 Ständeräte müssen 143 ständige Kom-
missionssitze unter sich aufteilen. Jedes
Ratsmitglied nimmt somit im Schnitt in
drei Kommissionen Einsitz. Ohne Moser
kämen die drei Grünen bloss auf 9 Sitze –
das würde nicht einmal ausreichen, um
in jede der 11 ständigen Kommissionen
eine Person zu delegieren.

Nur mit Moser können alle Kommis-
sionen abgedeckt werden. Es ist des-
halb davon auszugehen, dass die Zür-
cher Ständerätin bei der Wahl der Kom-

missionssitze gewisse Ansprüche stellen
kann und diese auch durchsetzen wird.
In einer viel grösseren Gruppe, etwa bei
der Mitte, hätte sie hingegen hintanste-
hen müssen.

«Ihr habt euch blenden lassen»

Bei den Bürgerlichen sorgt Tiana Mo-
sers Entscheid für eine Zusammen-
arbeit mit den Grünen für Kritik. Für
den Zürcher SVP-Präsidenten Dome-
nik Ledergerber ist die Wahl der Stän-
deratsgruppe viel mehr als nur eine
arithmetische Übung oder Symbo-
lik. «Das ist ganz klar ein politischer
Entscheid», sagt er. «Man geht in eine
Gruppe, in der man sich politisch zu
Hause fühlt. Dort werden Vorstösse,
Stellungnahmen und andere Geschäfte
gemeinsam vorbereitet, das ist eine in-
tensive Zusammenarbeit.»

Für die SVP, die im Ständeratswahl-
kampf mit ihrem Kandidaten Gre-
gor Rutz gegen Tiana Moser unter-
lag, ist ihre Gruppenwahl eine Bestäti-
gung: «Viele Medien stellten sie als libe-
rale Bürgerliche dar. Wir sagten immer,
dass Tiana Moser eine Linke sei», sagt
Ledergerber. «Es war zu erwarten, dass
sie sich nach links orientieren würde,
und genau dies ist jetzt auch passiert.»
Moser sei eine typische Vertreterin der
Zürcher GLP. Diese sei seit der grünen
Welle vor vier Jahren stark nach links
gerückt. «Das macht eine Zusammen-
arbeit sehr schwierig für uns. Es gibt im-
mer weniger Überschneidungen für li-
berale Anliegen.»

Beim Freisinn tönt es ähnlich. «Alle,
die sich für Tiana Mosers Wahl einge-
setzt haben, erleben nun ihr grünes
Wunder», schrieb der Berner FDP-Na-
tionalrat Christian Wasserfallen am
Sonntag auf der Plattform X. «Ihr habt
alle eine Grüne und keine Liberale ge-
wählt. Ihr habt euch blenden lassen.»

Eine Überraschung ist Mosers Grup-
penbildung mit den Grünen allerdings
nicht: Bereits Anfang November, also
vor dem zweiten Wahlgang, sagte Mo-
ser in der NZZ, dass sie sich bei einer
Wahl unter Umständen der Gruppe den
Grünen anschliessen würde.

Wer als Bürgerlicher im zweiten
Wahlgang also ihren Namen aufschrieb,
hätte wissen können, wohin die Reise
gehen würde.

Tiana Moser will die Zusammenarbeit mit den Grünen nicht überbewerten. ANNICK RAMP / NZZ
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Privat geführten Altersheimen droht der Ruin
Der Zürcher Gemeinderat verzerrt mit Subventionen den Wettbewerb – und will das Problem nun mit noch mehr Steuergeld lösen

MARIUS HUBER

Wen man sich in unübersichtliches Ge-
lände verirrt hat, gibt es zwei Möglich-
keiten:Entweder man kehrt zurück zum
Ausgangspunkt, oder man geht in der
eingeschlagenen Richtung weiter. Der
Zürcher Gemeinderat hat sich gerade
für die zweite Variante entschieden–
und dies in einer Frage, die nicht nur
weitreichende Folgen für alle hat, die
in dieser Stadt alt werden wollen, son-
dern bei der es auch um etliche Millio-
nen Franken geht.

Kern dieser Geschichte sind die
Plätze in den Alters- und Pflegehei-
men, also ein gefragtes Gut.Es braucht
davon in Zürich künftig mehr, nicht
weniger, das zeigt die Alterspyramide.
Doch eine Mehrheit des Gemeinde-
rats muss sich gerade den Vorwurf ge-
fallen lassen, mit einer wenig durch-
dachten Subvention einenViertel aller
Plätze in der Stadt zu gefährden.Diese
Problem will sie nun durch den Ein-
satz von noch mehr Steuergeld lösen.
Aber von Anfang an.

In Zürich haben die städtischen Al-
terszentren einenMarktanteil von rund
50 Prozent, die anderen 50 Prozent de-
cken private Betreiber ab. Es ist ein
Wettbewerb mit ungleichen Bedingun-
gen. Denn während die Privaten kos-
tendeckend arbeiten müssen und des-
halb ihre Preise über die Jahre laufend
an die steigenden Kosten angepasst ha-
ben, blieben die Preise in den Heimen
der Stadt seit 2015 unverändert. Das
Defizit von zurzeit 26 Millionen Fran-
ken im Jahr wird mit Steuergeld ausge-
glichen. Vor diesem Hintergrund ent-
spann sich nun ein politisches Sozial-
drama in mehrerenAkten.

Der erste Akt fand im August statt,
als der Zürcher Stadtrat entschied, dass
es so nicht weitergehen könne.Er wollte
die Preise in den städtischen Zentren
aufs kommende Jahr deutlich anheben.
Und er kündigte an, dies in Zukunft re-
gelmässig zu machen.

Dies hätte sich direkt auf die Porte-
monnaies der Bewohnerinnen und Be-
wohner niedergeschlagen. Denn wäh-
rend die Pflegekosten imHeim zumTeil
von den Krankenkassen und der öffent-
lichen Hand übernommen werden,müs-
sen die Bewohner die Kosten fürsWoh-
nen und die Betreuung selbst bezahlen.

Würdevolles Altern

Der zweite Akt ging Anfang Novem-
ber im Zürcher Gemeinderat über die
Bühne, wo die Pläne des Stadtrats auf
heftigen Widerstand stiessen. Links
wie rechts fanden viele die Preiserhö-
hung nicht vertretbar. Die finanzielle
Zusatzbelastung von durchschnittlich
über 500 Franken im Monat sei für
Angehörige des Mittelstandes eine zu
grosse Belastung.

Zur Einordnung: Laut dem Verband
Curaviva kostet ein Heimplatz in der
Schweiz im Mittel etwa 10 000 Fran-
ken pro Monat, wovon die Bewoh-
ner mehr als die Hälfte selbst tragen
müssen. Der Aufschlag in Zürich be-
trüge für die Betroffenen demnach etwa
10 Prozent.

Der Tenor im Gemeinderat war,
dass diese Menschen ein Leben lang
hart gearbeitet und zum Erfolg der
Stadt beigetragen hätten. Sie hätten
daher ein Recht auf ein würdevolles
Altern und sollten sich nicht fragen
müssen: Liegt der Jassnachmittag in
der Beiz noch drin? Liegt der Aus-
flug in die Berge noch drin? Zürich
solle das Defizit deshalb auch in Zu-
kunft aus der Stadtkasse begleichen.

Vereint in dieser Sorge um den Mit-
telstand schlossen sich Vertreter der
Linken mit solchen der SVP zusam-
men. Gemeinsam entschieden sie, die
Preiserhöhung in den städtischen Hei-
men abzublasen und dem Stadtrat die
Hoheit über die Preisgestaltung in Zu-
kunft zu entziehen.

Sie setzten sich darüber hinweg,
dass dies für private Heime existen-
zielle Nöte zur Folge haben könnte.
Bei den Privaten handelt es sich näm-
lich nicht allein um Altersresidenzen
für Wohlhabende, sondern zu einem
guten Teil um gemeinnützige Institu-
tionen. Diese Betriebe haben die glei-

che Zielgruppe wie die städtischen
Alterszentren und auch ein ähnli-
ches Angebot, aber deutlich höhere
Preise – wohin es die Leute zieht, liegt
auf der Hand.

Der städtische Gesundheitsvorste-
herAndreas Hauri (GLP) mahnte, dass
dieses Preisgefälle nicht noch grösser
werden dürfe. Es nützte auch nichts,
dass Redner aus der politischen Mitte
forderten, man müsse den gemeinnüt-
zigenAnbietern Sorge tragen, da diese
mit 1800 Betten etwa einenViertel des
gesamten Angebots in der Stadt be-
reitstellten. Im Gegenteil: Es wurden
im Rat sogar Stimmen laut, die priva-
ten Anbietern rundweg die Fähigkeit
absprachen, alte Menschen in Würde
unterbringen zu können.

Ungewollter Lösungsvorschlag

Ohne Effekt verpuffte schliesslich
auch ein Appell des SP-Sozialvor-
stehers Raphael Golta an seine Ge-
nossinnen und Genossen: In Zürich
müsse niemand unter Altersarmut lei-
den, alle könnten hier in Würde al-
tern. Golta verwies auf das System
der staatlichen Ergänzungsleistungen
die jeder bekommt, der mit den Heim-
kosten überfordert ist. Und das sind
viele. Denn landesweit sind rund 60
Prozent aller Bewohnerinnen und Be-
wohner auf finanzielle Unterstützung

angewiesen. Doch die Mehrheit im
Parlament zeigte sich unbeirrt.

So kam es Mitte November zum
dritten Akt. Schauplatz war diesmal
ein Saal in einem privaten Heim am
Stadtrand. Auf der einen Seite sass
eine Delegation des Gemeinderates
wie auf derAnklagebank. Ihnen gegen-
über sassen die Zürcher Heimleiterin-
nen und Heimleiter, die in der Inter-
essengemeinschaft gemeinnützigerAl-
tersinstitutionen (IGA) zusammen-
geschlossen sind. Sie waren verärgert
und wollten Antworten.

Sie müssten ohnehin schon an-
nähernd komplett belegt sein, um
Ende des Jahres eine schwarze Null
zu schreiben, rechnete einer von ihnen
vor. Und sie seien zusätzlich unter
Druck geraten, seit die Stadt Zürich
letztes Jahr ohne Warnung die Löhne
für das Pflegepersonal erhöht habe,
denn nun liefen ihnen die Fachkräfte
davon.Die implizite Frage:Warum fällt
ihnen nun auch noch der Gemeinde-
rat in den Rücken?

Für einige der anwesenden Politiker
war die Sache spürbar unangenehm. Die
Vertreter von SP und SVP, Pascal Lam-
precht und Walter Anken, machten klar,
dass der Verzicht auf die Preiserhöhung
in beiden Parteien umstritten war. Und
dass sie persönlich grosse Sympathien für
dieprivat-gemeinnützigenHeimbetreiber
hegten – diese hätten eine wichtige Rolle

in der Stadt. Dann folgte nahtlos der
vierte Akt: ein unerwarteter Lösungs-
vorschlag.Die linken Parteien waren in
sich gegangen und hatten sich überlegt,
wie sie ihren Fehler korrigieren könn-
ten.Nunpräsentierten sie dasErgebnis.

Der Plan besteht darin, in Zürich ein
neues Sozialwerk einzurichten, ergän-
zend zu den bestehenden Ergänzungs-
leistungen. Dieses soll mittelständische
Heimbewohner mit begrenzten Mitteln
gezielt finanziell entlasten, und zwar un-
abhängig davon, ob sie in einem privaten
oder einem städtischen Heim leben. So-
bald dieses Subventionssystem in Kraft
sei, könne man die Preise in den städ-
tischen Institutionen anheben.

Kaum stand diese Idee im Raum,
folgte die nächste Wendung: Ausge-
rechnet von den privat-gemeinnützi-
gen Heimen, denen das neue Sys-

tem doch zugutekommen soll, gab es
Widerspruch.Der IGA-Präsident Mar-
kus Hungerbühler, einst Gemeinderat
für die CVP, stellte klar: Sie wollen
zwar gleich lange Spiesse, aber sie wol-
len nicht, dass zu diesem Zweck noch
mehr Steuergeld verteilt wird.

Auch der SVP-Politiker Walter An-
ken machte klar, dass die unheiligeAl-
lianz imGemeinderat diesenVorschlag
nicht überleben werde:Die SVP werde
nicht Hand bieten dafür.

Trotzdem reichten die linken Par-
teien ihrenVorstoss tags darauf ein.Was
ihre Lösung kosten würde, ist noch nicht
absehbar. Wenn man das ungedeckte
Defizit in den städtischen Alterszent-
ren als Richtwert nimmt, das am Ur-
sprung des Ganzen steht, kommt man
auf um die 40 Millionen Franken im
Jahr.DieVerfechter der Idee weisen da-
rauf hin, dass es je nachVerteilschlüssel
undAnspruchsberechtigung auch deut-
lich weniger werden könnte. Dies, weil
die Hilfe im Gegensatz zu heute nicht
mit der Giesskanne verteilt würde.

So oder so ist es eine Menge Geld für
eine Lösung, von der nicht klar ist, ob
sie ausserhalb des Gemeinderats über-
haupt jemand will. Denn laut Gesund-
heitsdirektor Hauri gab es seitens der
Heimbewohnerinnen und Heimbewoh-
ner sowie ihrer Angehörigen kaum Pro-
test gegen die Preiserhöhung.Das ist ge-
nug Stoff für einen fünften Akt.

Die Preise sind seit Jahren nicht angepasst worden: Szene aus dem städtischenAlterszentrum Herzogenmühle. GAËTAN BALLY / KEYSTONE

Bei Schulzuteilungen haben Eltern wenig Mitspracherecht
Um gute Lernvoraussetzungen zu schaffen, müssen die Behörden viele Faktoren berücksichtigen

ISABEL HEUSSER

Es ist Frühling 2023, als ein Eltern-
paar im Kanton Zürich Post von der
Schulpflege bekommt, die ihm nicht
gefällt. Ihre Tochter wird nach den
Sommerferien die Sekundarschule B
besuchen – in einer anderen Klasse,
als sich das Mädchen erhofft hatte,
ohne seine Freundinnen aus der Pri-
marschule. Die Eltern beschliessen da-
raufhin, sich auf juristischem Weg zu
wehren.

Schulzuteilungen sind keinWunsch-
konzert, das müssen Eltern immer wie-
der feststellen. Für die Zuweisung zu-
ständig ist die Schulpflege. Dabei gilt
insbesondere ein Grundsatz: Kinder
sollen eine Schule in der Gemeinde
besuchen, in der sie leben.

Berücksichtigenmuss die Schulpflege
aber auch die Länge und dieGefährlich-

keit des Schulwegs sowie eine «ausge-
wogene Zusammensetzung» der Klas-
sen in Bezug auf die Leistungsfähigkeit,
die soziale und sprachlicheHerkunft der
Kinder sowie auch die Verteilung der
Geschlechter. Es sind also viele Fakto-
ren,die dieBehördenbei denSchulzutei-
lungen berücksichtigen müssen.

Knappe halbe Stunde Schulweg

Insbesondere die Frage, wie lang der
Schulweg sein darf, sorgt regelmässig
für Diskussionen und beschäftigt die
Gerichte. Letztes Jahr machte ein Fall
aus Wädenswil Schlagzeilen: Damals
startete ein Mädchen seine schulische
Laufbahn im Sommer und sollte ein
Schulhaus besuchen, das 1,3 Kilome-
ter von seinem Wohnort entfernt ist.

Viel zu weit sei das für eine Pri-
marschülerin, befanden die Eltern und

gingen über mehrere Instanzen hinweg
gegen diesen Entscheid vor. Das Ver-
waltungsgericht kam aber schliesslich
zum Schluss, dass ein Schulweg von
einer knappen halben Stunde auch
einem sechseinhalbjährigen Mädchen
zugemutet werden könne.

Das Gericht stellte dafür eigens eine
Berechnung an,mit welcher Geschwin-
digkeit das Mädchen wohl unterwegs
sei, und berücksichtigte dabei zum Bei-
spiel auch die Höhendifferenz auf dem
Schulweg.

Im neusten Fall beschwerten sich
die Eltern des Mädchens zuerst bei
der Schulpflege, gelangten dann an
den Bezirksrat und schliesslich an das
Zürcher Verwaltungsgericht. Diesmal
wurden keine mathematischen Berech-
nungen angestellt, obwohl der Schul-
weg des Mädchens sogar 1,4 Kilometer
lang war.Doch die Länge war nicht der

Hauptgrund, weshalb die Eltern sich
gegen die Zuteilung wehrten. Sie argu-
mentierten, die Tochter sei besorgt,
weil sie nicht mit ihren Freundinnen
aus der Primarschule in eine Klasse
eingeteilt worden sei. Sie fürchte, in
der neuen Klasse keine Kameraden
zu finden.

Freundschaften kein Kriterium

Die Eltern gaben zudem an, schon gute
Erfahrungen mit der von ihnen bevor-
zugten Schule gemacht zu haben. Die
von der Schulpflege vorgenommene
Zuteilung widerspreche ihre Ansicht
nach dem Kindswohl.

Doch vor Gericht kamen die Eltern
mit diesenArgumenten nicht durch:Es
wies die Beschwerde ab. Der Schul-
weg sei für das Mädchen «ohne weite-
res» zumutbar, befand das Gericht.Der

Wunsch des Kindes, weiterhin mit sei-
nen bisherigen Klassenkameradinnen
zur Schule zu gehen, sei zwar verständ-
lich, heisst es im Urteil. DochWünsche
von Schülern oder Eltern im Hinblick
auf die Zuteilung seien kein massgeb-
liches Kriterium.

Das Gericht verweist zudem darauf,
dass die verantwortliche Schulpflege
bei ihrem Beschluss auch pädagogi-
sche und soziale Gesichtspunkte be-
rücksichtigt habe, «um insgesamt gute
Lernvoraussetzungen für die Kinder
zu schaffen».

Der Entscheid ist rechtskräftig, das
bedeutet, die Eltern haben das Urteil
akzeptiert – und das Mädchen be-
sucht nun die Schule, der es zugewie-
sen wurde.

Urteil VB.2023.00 457 vom 13. 9. 2023,
rechtskräftig.

Der Plan besteht
darin, in Zürich
ein neues Sozialwerk
einzurichten, ergänzend
zu den bestehenden
Ergänzungsleistungen.


